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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 42/13 B 
 
L 11 SB 157/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 9 SB 78/07 (SG Potsdam) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Brandenburg, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales und Versorgung - Landesversorgungsamt, 
Lipezker Straße 45/Haus 5, 03048 Cottbus, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Oktober 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y     

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landesso-

zialgerichts Berlin-Brandenburg vom 24. April 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.4.2013 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen Anspruch 

der Klägerin auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merkzeichen "G" 

verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundes-

sozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie macht sinngemäß eine grundsätzliche Bedeu-

tung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), das Vorliegen einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) sowie von Verfahrensmängeln (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revisi-

onsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) Eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den 

Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine 

Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende 

Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Klägerin hält es für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung,  

ob sich eine funktionelle Auswirkung eines Übergewichts erst dann verstärkend auf die Be-

wegungseinschränkungen auswirkt, wenn eine Adipositas per magma vorliegt, oder ob Ein-

zelfall bezogen die Wechselwirkung einer Behinderung und einer sich daraus ergebenden 

weiteren bewegungseinschränkenden Erkrankung ausreichen, um das Merkzeichen "G" 

zuzuerkennen. 

 

Abgesehen davon, dass diese Frage im Wesentlichen tatsächliche Einschätzungen und damit 

die tatrichterliche Beurteilung der Auswirkung von Gesundheitsstörungen betrifft und insoweit 

schon keine Rechtsfrage vorliegt, fehlt es auch an hinreichenden Ausführungen der Klägerin zur 

Klärungsbedürftigkeit der darin (vermeintlich) enthaltenen rechtlichen Fragestellung. Es wäre 

insbesondere eine intensive Auseinandersetzung mit der vorliegenden höchstrichterlichen 
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Rechtsprechung zum Merkzeichen "G" erforderlich gewesen um darzulegen, inwiefern sich darin 

keine genügenden Anhaltspunkte für die Beantwortung der angesprochenen Frage finden 

lassen (vgl dazu allgemein BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2). Eine solche hat die Klägerin unter-

lassen. 

 

Zur formgerechten Rüge einer Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist in der Beschwer-

debegründung die Entscheidung, von der das Urteil des LSG abweichen soll, zumindest so zu 

bezeichnen, dass sie ohne Schwierigkeiten auffindbar ist. Ferner ist deutlich zu machen, worin 

eine Abweichung zu sehen sein soll. Der Beschwerdeführer muss schlüssig darlegen, mit wel-

chem genau bestimmten entscheidungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG 

von welcher genau bestimmten rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der 

obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Es reicht hingegen nicht aus, auf eine bestimmte höchstrichter-

liche Entscheidung mit der Behauptung hinzuweisen, das angegriffene Urteil weiche hiervon ab. 

Ebenso wenig genügt es, die Unrichtigkeit der Entscheidung betreffend den Einzelfall darzutun. 

Entscheidend ist vielmehr die Darlegung der Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen, in der 

abstrakten Aussage (BSG SozR 1500 § 160a Nr 67; Krasney/Udsching, Handbuch des sozial-

gerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 196 mwN). Schließlich ist zu begründen, inwie-

fern die berufungsgerichtliche Entscheidung auf der gerügten Divergenz beruhe (vgl BSG SozR 

1500 § 160a Nr 14, 21, 29). Diesen Begründungserfordernissen hat die Klägerin nicht genügend 

Rechnung getragen. 

 

Zwar behauptet die Klägerin eine Abweichung der Entscheidung des LSG von dem Urteil des 

BSG vom 24.4.2008 - B 9/9a SB 7/06 R - (SozR 4-3250 § 146 Nr 1), arbeitet aber weder aus 

dem Urteil des LSG noch aus dem Urteil des BSG einen abstrakten Rechtssatz heraus. Die 

bloße Behauptung einer Abweichung reicht zur Darlegung eines Zulassungsgrundes nach § 160 

Abs 2 Nr 2 SGG nicht aus. Zudem legt die Klägerin in ihrer Beschwerdebegründung selbst dar, 

dass das LSG in seinem angefochtenen Urteil davon ausgegangen sei, dass das Urteil des BSG 

vom 24.4.2008 auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar sei. Damit räumt sie ein, dass das 

LSG keinen von der Entscheidung des BSG abweichenden Rechtssatz aufgestellt hat. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel aller-

dings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des 
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§ 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit - wie vorliegend von der Klägerin - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungs-

pflicht (§ 103 SGG) gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu im Hinblick auf die 

Regelung in § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG jeweils folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung 

eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrecht erhaltenen Be-

weisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, 

aufgrund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Dar-

legung der von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zhu einer weiteren 

Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der 

unterbliebenen Beweisaufnahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des 

LSG auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mit-

hin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem 

Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte 

gelangen können (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 35, 45; BSG SozR 1500 § 160a Nr 24, 34). 

Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung der Klägerin nicht gerecht. 

 

Die im Berufungsverfahren bereits rechtskundig vertretene Klägerin hat lediglich behauptet, die 

Beweisführung des LSG sei fehlerhaft, weil sich die Sachverständigengutachten des 

Dr. S.                und des Prof. Dr. H.             widersprächen und das LSG auf eine Aufklärung 

von Widersprüchen zwischen den Gutachten hätte hinwirken müssen. Die Klägerin hat es aber 

unterlassen darzulegen, voraus sich ergebe, dass das LSG einen von ihr gestellten Beweisan-

trag zu Unrecht übergangen habe. Hierzu hätte es zunächst der Angabe bedurft, dass sie einen 

Beweisantrag in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG am 24.4.2013 zu Protokoll aus-

drücklich aufrechterhalten habe (vgl hierzu BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 31 S 51 f; BSG SozR 

4-1500 § 160 Nr 1 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11). 

 

Ferner fehlt es an einer näheren Begründung, inwiefern sich das LSG von seinem sachlich-

rechtlichen Standpunkt aus iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zu den von der Klägerin angestrebten 

weiteren Ermittlungen hätte gedrängt fühlen müssen (vgl hierzu BSG Beschluss vom 

5.4.2012 - B 10 LW 5/11 B - Juris RdNr 8 mwN). Hierzu wäre die schlüssige Darlegung 

erforderlich gewesen, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Beweismitteln Fragen zum 

tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der Sicht des LSG erkennbar offen geblieben 

seien und somit zwingend Veranlassung zu einer weiteren Sachverhaltsaufklärung bestanden 

habe (vgl BSG Beschluss vom 4.12.1999 - B 2 U 311/99 B - Juris RdNr 6 mwN), und dass die 

zu ermittelnden Tatsachen nach der Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich seien 

(vgl auch BSG Beschluss vom 19.6.2008 - B 2 U 76/08 B - RdNr 7 mwN). Derartige Umstände 

sind der Beschwerdebegründung indes nicht mit hinreichender Deutlichkeit zu entnehmen. Die 
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Klägerin legt nur da, weshalb aus ihrer Sicht eine weitere Sachverhaltsaufklärung erforderlich 

gewesen wäre. 

 

Im Übrigen kritisiert die Klägerin die Beweiswürdigung des LSG (vgl § 128 Abs 1 S 1 SGG), 

womit sie gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine Revisionszulassung er-

reichen kann. Entsprechendes gilt, soweit die Klägerin eine unzutreffende Rechtsanwendung 

des LSG rügen wollte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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